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persönlich interessiert sind, zu den Parteien in ver­
wandtschaftlichen oder freundschaftlichen Beziehungen 
stehen oder in anderer Funktion bereits früher in dieser 
Sache tätig gewesen sind.

(2) Die Entscheidung über den Ausschluß des Arbeits­
richters oder Schöffen trifft das Gericht, dem der 
Betreffende angehört, nachdem die Beschlußfähigkeit 
des Gerichts durch Hinzuziehung eines anderen Arbeits­
richters oder Schöffen hergestellt worden ist.

§ 20
Geschäftsstellen der Arbeitsgerichte

(1) Jedes Arbeitsgericht hat zur Erfüllung seiner Auf­
gaben eine Geschäftsstelle.

(2) Die Geschäftsstelle wird von einem Sekretär ge­
leitet, dem die erforderliche Zahl von Mitarbeitern bei­
gegeben ist.

(3) Der Direktor leitet den Sekretär bei der Erfüllung 
seiner Aufgaben an und übt die Aufsicht über die Mit­
arbeiter des von ihm geleiteten Arbeitsgerichts aus.

Z w e i t e r  T e i l  
Das Verfahren vor den Kreisarbeitsgerichten 

Einleitung des Verfahrens
§ 21

(1) Das Verfahren vor den Kreisarbeitsgerichten wird 
durch eine Klage (Einspruch) eingeleitet. Die Klage 
kann schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle 
jedes Arbeitsgerichts erhoben werden.

(2) Das Recht zur Klageerhebung haben die Partner 
des Arbeitsrechtsverhältnisses, aus dem Rechte her­
geleitet werden, sowie andere Personen, Betriebe und 
Einrichtungen, die arbeitsrechtliche Ansprüche geltend 
machen, und der Staatsanwalt.

(3) Die Klage soll einen bestimmten Antrag und als 
Begründung die Angabe aller Tatsachen enthalten, die 
für die Beurteilung des Streitfalles von Bedeutung sind, 
ln der Klage sollen die zur Bestätigung der behaupteten 
Tatsachen geeigneten Beweismittel benannt werden.

§ 22
(1) Das Gericht kann andere Personen, Betriebe und 

Einrichtungen als Partei in das Verfahren einbeziehen, 
wenn es zur Verwirklichung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit erforderlich ist. Das gleiche gilt für solche Per­
sonen, Betriebe und Einrichtungen, gegen die eine Par­
tei bei einem für sie ungünstigen Ausgang des Ver­
fahrens Ansprüche geltend machen kann.

(2) Andere Personen, Betriebe und Einrichtungen 
können dem Rechtsstreit beitreten, wenn sie ein recht­
liches Interesse an seinem Ausgang haben. Sie erhalten 
hierdurch die Stellung einer Partei.

§ 23
(1) Nach Erhebung der Klage setzt das Gericht einen 

Termin zur mündlichen Verhandlung an. Es hat die 
Verhandlung so vorzubereiten, daß der Arbeitsstreit­
fall grundsätzlich in einem Termin entschieden werden 
kann. Der Termin darf in der Regel nicht später als 
14 Tage nach der Klageerhebung stattfinden. Über­
schreitungen des Termins sind zu begründen.

(2) Zur gründlichen Vorbereitung der Verhandlung 
hat das Gericht alle Maßnahmen zu treffen, die zur all­
seitigen Aufklärung des Sachverhalts erforderlich sind. 
Es kann insbesondere die Ladung von Zeugen und 
Sachverständigen veranlassen, Auskünfte einholen und 
schriftliche Unterlagen, auch von staatlichen Dienst­
stellen, beiziehen.

(3) Das Gericht ordnet seine Maßnahmen zur Vor­
bereitung und Durchführung der mündlichen Verhand­
lung durch unanfechtbare Verfügungen und Beschlüsse 
an, von denen den Parteien Mitteilung zu machen ist. 
Außerhalb der mündlichen Verhandlung kann der Vor­
sitzende hierüber allein entscheiden.

§ 24
(1) Das Gericht hat zu prüfen, ob die zur Begründung 

der Klage behaupteten Tatsachen den mit der Klage 
geltend gemachten Anspruch rechtfertigen. Gegebenen­
falls hat es die Parteien über die Rechtslage zu be­
lehren und sie zu veranlassen, unvollständige Angaben 
zu ergänzen.

(2) Offensichtlich unbegründete Klagen sind vom 
Gericht mit dem Kläger zu beraten. In der Beratung 
hat das Gericht den Kläger davon zu überzeugen, daß 
die Klage nicht begründet ist und ihn zur Rücknahme 
der Klage anzuhalten. In diesem Fall endet das Ver­
fahren mit dem Beschluß über die Klagerücknahme. 
Nimmt der Kläger die Klage nicht zurück, so kann sie 
das Gericht durch Beschluß zurückweisen.

(3) Stellt sich in der Beratung auf Grund neu vor­
gebrachter Tatsachen heraus, daß die Angaben in der 
Klage nur unvollständig waren, so ist das Verfahren 
nach den allgemeinen Bestimmungen fortzusetzen.

§ 25
(1) Das Gericht soll zur mündlichen Verhandlung 

Betriebsangehörige, Gewerkschaftsfunktionäre und an­
dere Personen einladen, die zur Entscheidung des 
Arbeitsstreitfalles beitragen können oder für die die 
Verhandlung und Entscheidung beispielhafte Bedeutung 
hat.

(2) Das Gericht soll Arbeitsstreitfälle, deren Verhand­
lung und Entscheidung geeignet ist, maßgebenden Ein­
fluß auf die Gestaltung der betrieblichen Verhältnisse 
zu nehmen, unter Teilnahme von Betriebsangehörigen 
in den Betrieben verhandeln.

§ 26
(1) Das Gericht kann für die Dauer des Verfahrens 

zur vorübergehenden Regelung streitiger Rechtsverhält­
nisse oder zur Sicherung von Ansprüchen auf Antrag 
einstweilige Anordnungen erlassen. Seine Entscheidung 
ist unanfechtbar. Das Gericht kann sie jederzeit wieder 
aufheben oder abändern, wenn dies nach dem Ergebnis 
weiterer Tatsachenfeststellungen notwendig ist.

(2) Einstweilige Anordnungen zur vorübergehenden 
Regelung streitiger Rechtsverhältnisse treten spätestens 
mit der Rechtskraft der Entscheidung über den An­
spruch außer Kraft.

§ 27
(1) Zur mündlichen Verhandlung sind die Parteien, 

Zeugen, Sachverständigen und sonstige am Verfahren 
Beteiligten mit Zustellungsurkunde zu laden. Die 
Ladung muß ihnen spätestens 3 Tage vor der münd­
lichen Verhandlung zugehen. Die öffentliche Zustellung 
erfolgt durch Aushang an der Gerichtstafel für die 
Dauer von 14 Tagen.

(2) Zusammen mit der Ladung ist dem Verklagten die 
Durchschrift der Klage zu übersenden. Gleichzeitig ist 
der Verklagte aufzufordern, zur Klage Stellung zu 
nehmen.

§ 28
Ist das Arbeitsgericht unzuständig, so verweist es die 

Sache durch Beschluß an das für die Entscheidung zu­
ständige Gericht oder an das sonst zuständige staatliche 
oder gesellschaftliche Organ. Fristen bleiben durch die 
Anrufung des Arbeitsgerichts gewahrt. Das Organ, an


